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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Verfassungsfragen

Nachdem sich der Regierungsrat von Appenzell-Ausserrhoden für die Totalrevision der
aus dem Jahre 1908 stammenden Verfassung ausgesprochen hatte, befürwortete auch
der Kantonsrat diesen Entscheid. Wichtigste Fragen einer allfälligen Totalrevision, über
deren Durchführung die Landsgemeinde 1991 entscheiden soll, wären die Beibehaltung
der Landsgemeinde, die Einführung des Proporzwahlrechts, die Einführung kultureller
und umweltschützerischer Anliegen sowie die vollamtliche Regierungstätigkeit. 1

KANTONALE POLITIK
DATUM: 30.10.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

An der Landsgemeinde in Appenzell Ausserrhoden gab das Volk grünes Licht zur
Totalrevision der Kantonsverfassung. Der Kantonsrat wählte eine breit abgestützte
Verfassungskommission, welche Thesen und einen entsprechenden Entwurf
ausarbeiten soll. 2

KANTONALE POLITIK
DATUM: 31.01.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Verfassungskommission von Appenzell Ausserrhoden hat freie Hand beim weiteren
Vorgehen bezüglich der Ausarbeitung von Verfassungsentwürfen erhalten. Weder über
die Beibehaltung der Landsgemeinde noch über den Zeitpunkt der Vernehmlassung
wollte der Kantonsrat einen Vorentscheid fällen. 3

KANTONALE POLITIK
DATUM: 21.10.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Verfassungskommission des Kantons Appenzell Ausserrhoden legte den Entwurf
für eine neue Staatsverfassung vor. Wesentliche Neuerungen betreffen unter anderem
die Erweiterung der Volksrechte; künftig soll jede Bürgerin und jeder Bürger mittels der
sogenannten Volksdiskussion zu einer Landsgemeindevorlage persönlich im
Kantonsparlament Stellung nehmen können. Besonders kontrovers war der Vorschlag,
Ausländern, die über zehn Jahre in der Schweiz und mindestens fünf Jahre im Kanton
ihren Wohnsitz haben, das Stimmrecht auf Gemeindeebene zu erteilen. In bezug auf die
Behördenwahlen sieht der Entwurf einerseits die Verlängerung der Amtsdauer der
Regierungsräte von einem auf drei Jahre vor, andererseits soll aber auch die Volkswahl
des Ständerats an der Landsgemeinde eingeführt werden. Die Förderung der
Gleichstellung von Mann und Frau wurde explizit festgeschrieben, ohne jedoch
Quotenregelungen einzuführen. Wie im Kanton Bern machten sich gewisse religiöse
Kreise für die Erwähnung von Gott in der Präambel stark. Im Berichtsjahr konnte die
Vernehmlassung zum Entwurf noch nicht abgeschlossen werden. 4

KANTONALE POLITIK
DATUM: 16.06.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

In Ausserrhoden konnten hinsichtlich der neuen Kantonsverfassung sowohl die erste
Lesung im Kantonsrat wie auch die als "Volksdiskussion" bezeichnete, die gesamte
Wohnbevölkerung umfassende öffentliche Vernehmlassung abgeschlossen werden. Der
daraus hervorgegangene Entwurf lehnt sich weitgehend an die von der ebenfalls aus
breiten Teilen der Bevölkerung zusammengesetzten Verfassungskommission
unterbreitete Vorlage an. Hinsichtlich der umstrittensten Punkte entschied sich der
Kantonsrat in folgendem Sinne: Die neue Verfassung soll eine jedoch nicht als
"Präambel" bezeichnete Einleitung mit der Nennung Gottes erhalten; das Amt des
Regierungsrats ist in Zukunft mit der Zugehörigkeit zu einer Gemeindebehörde
unvereinbar; entgegen dem Antrag der Verfassungskommission soll der Titel
"Landammann" beibehalten und die Regierung weiterhin jährlich von der
Landsgemeinde gewählt werden; der Kantonsrat wird auf 65 Mitglieder vergrössert; die
Zahl der nötigen Unterschriften für Initiativen wird auf 300 erhöht; die Landsgemeinde
verliert die Kompetenz zur Bestimmung von Budget und Steuerfuss, erhält dafür aber
das Recht, den Ständerat zu wählen; die Entscheidung über die Einführung des aktiven
kommunalen Stimm- und Wahlrechts für die ausländische Mitbevölkerung bleibt den
Gemeinden vorbehalten, ausserdem soll diese Frage an der Landsgemeinde losgelöst
von der Verfassung behandelt werden; die von der Verfassungskommission formulierten
Sozialziele bleiben erhalten. Als letzte Instanz wird die Landsgemeinde 1995 über die
neue Verfassung zu befinden haben. 5

KANTONALE POLITIK
DATUM: 22.12.1994
DIRK STROHMANN

01.01.90 - 01.01.20 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Am 25. Juni nahmen die Stimmberechtigten in Sankt Gallen die Erarbeitung einer
neuen Kantonsverfassung in der Legislaturperiode 1996-2000 grundsätzlich an, und
zwar mit einer Mehrheit von 78,7% der Stimmen. Die Frage, ob diese in die Kompetenz
des Grossen Rats gestellt oder zu diesem Zweck eigens ein Verfassungsrat gebildet
werden solle, wurde zugunsten des bestehenden Gremiums entschieden: 56,4% der
Stimmberechtigten sprachen sich für den Grossen Rat aus, 47,7% für einen
Verfassungsrat. In Appenzell Ausserrhoden wurde die neue Kantonsverfassung am 30.
April von der Landsgemeinde angenommen. In Neuenburg sprach sich der Grosse Rat
für die Revision der bestehenden Kantonsverfassung aus dem Jahre 1858 aus. Zu
diesem Zweck soll eine konstituierende Versammlung geschaffen werden, die auf
Mitglieder des Grossen Rates beschränkt werden soll. In Schaffhausen schliesslich hiess
der Grosse Rat die Einleitung des Verfahrens zur Totalrevision der Kantonsverfassung
gut. 6

KANTONALE POLITIK
DATUM: 03.10.1995
DIRK STROHMANN

Die Bundesversammlung genehmigte die Verfassungsänderungen in den Kantonen
Genf, Graubünden, Obwalden, Schaffhausen, Wallis und Zug. Später hiess sie auch die
Revision der Kantonsverfassungen von Nidwalden, Obwalden und St. Gallen gut. Noch
nicht verabschiedet waren zu Jahresende die vom Bundesrat im September
beantragten Genehmigungen der neuesten Revisionen der Verfassungen der Kantone
Luzern, Obwalden, Schaffhausen, Waadt und Zug. 7

KANTONALE POLITIK
DATUM: 04.12.1997
HANS HIRTER

In der Waadt schloss der Verfassungsrat seine dreijährige Arbeit ab und legte die neue
Kantonsverfassung, welche unter anderem das kommunale Ausländerstimmrecht
obligatorisch einführt, dem Volk zur Entscheidung vor. Trotz Widerstands der Rechten
(LP, SVP und Arbeitgeber) und nur halbherziger Unterstützung durch die FDP hiessen
die Stimmberechtigten die neue Grundordnung am 22. September mit einer Mehrheit
von 56% gut. Nachdem im Kanton Schaffhausen die Totalrevision der Verfassung im
Vorjahr in der Volksabstimmung gescheitert war, legte das Parlament eine Neuauflage
vor. Diese erhöhte die Ausgabenlimite für das obligatorische Finanzreferendum weniger
stark und strich die im Abstimmungskampf heftig umstrittene Abschaffung des
obligatorischen Gesetzesreferendums. Als Variante wurde dem Volk aber eine Lösung
vorgeschlagen, welche Gesetze, die vom Parlament mit deutlicher Mehrheit (80%)
verabschiedet worden sind, nur noch dem fakultative Referendum unterstellt. Die
Schaffhauser Stimmberechtigten hiessen am 22. September die neue Verfassung
deutlich gut und stimmten mit knappem Mehr (50,2%) auch der Variante mit der
teilweisen Abschaffung des obligatorischen Gesetzesreferendums zu. 8

KANTONALE POLITIK
DATUM: 31.05.2002
HANS HIRTER

Landes- und Weltausstellungen

Die Parlamente aller drei Trägerkantone sprachen sich im Herbst für die Kredite für die
Vorbereitungen einer Expo2027 aus. Allerdings gaben die Anträge und insbesondere die
Frage, ob die Kredite der Stimmbevölkerung vorgelegt werden sollen oder nicht, einiges
zu reden. Die zu erwartenden hohen Kosten waren im Kanton Thurgau Anlass für Kritik
am Vorgehen der Regierung. Den Betrag – von den insgesamt rund 9 Mio. CHF hatte der
Kanton der Nordostschweiz 3 Mio. CHF zu stemmen – just so anzusetzen, dass damit
kein obligatorisches Finanzreferendum nötig ist, stiess einigen
Kantonsparlamentmitgliedern sauer auf. Man müsse ein so teures Projekt möglichst
früh von der Stimmbevölkerung legitimieren lassen, sonst seien die Kosten einst so
hoch, dass es nicht mehr gestoppt werden könne - so der Vorwurf. Das Thurgauer
Parlament hiess den Kredit letztlich mit grosser Mehrheit – konkret mit 103 zu 11
Stimmen – gut. Gleichzeitig beschloss der Rat allerdings auch, die Vorlage von sich aus
der Stimmbevölkerung vorzulegen. Eine Minderheit argumentierte vergeblich, dass die
Möglichkeit eines fakultativen Finanzreferendums ja gegeben sei und dass es auch
angesichts der noch nicht vorhandenen Informationen zur Landesausstellung verfrüht
sei, die Bevölkerung entscheiden zu lassen. Mitentscheidend war das vor allem von der
SVP vorgebrachte Argument, dass mit den bisher bereits bewilligten Krediten die
Obergrenze für ein obligatorisches Finanzreferendum von 3 Mio. CHF sowieso bereits
überschritten sei und entsprechend die Verfassung verletzt würde, wenn man das
Begehren der Bevölkerung nicht vorlege. Die grosse Ratsmehrheit sah in der Expo eine
Chance für die Region. Es waren aber auch kritische Stimmen zu vernehmen. Es sei
nicht klar, was die Expo den Kanton letztlich kosten werde und welchen Nutzen sie
bringe. Zudem wurden Bedenken hinsichtlich des Umweltschutzes und der
Nachhaltigkeit laut. Kritisiert wurde auch, dass sich der Kanton Appenzell Innerrhoden

KANTONALE POLITIK
DATUM: 01.12.2015
MARC BÜHLMANN
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nicht an den Kosten beteilige. 

Auch im Kanton St. Gallen war der beantragte Kredit umstritten. Obwohl die SVP bereits
im Sommer laut über die Ergreifung eines fakultativen Referendums nachdachte – in St.
Gallen liegt das Kreditlimit für ein obligatorisches Finanzreferendum bei 15 Mio. CHF –
beantragte die Kommission hier keine rasche Volksabstimmung. Die Bevölkerung solle
erst befragt werden, wenn das Vorhaben Expo 2027 konkreter sei. Freilich kündigte die
SVP an, das Ratsreferendum zu beantragen – der rascheste Weg für eine
Volksabstimmung. Vergeblich wurde von den Befürwortern einer Expo, die der
Ostschweiz neue Impulse verleihen werde, davor gewarnt, dass mit einem solchen
Referendum ein Spaltpilz in die Expo gesetzt werde. Man sei weder bereit, fünf
Millionen in den Sand zu setzen, noch die Katze im Sack zu kaufen, argumentierten SVP-
Exponenten, die sich grundsätzlich gegen eine Expo stellten. Die 57 Stimmen für ein
Ratsreferendum – nötig wären 40 – kamen schliesslich auch dank der Unterstützung
der FDP und einigen CVP-Räten zusammen. Die Liberalen wollen mit einem
Volksentscheid ein frühes Bekenntnis der Bevölkerung für eine Landesausstellung. Das
Volk müsse von Anfang an mit dabei sein. Zuvor hatte das Parlament dem Sonderkredit
mit 80 zu 23 (22 SVP, 1 SP) Stimmen bei 10 Enthaltungen (alle SVP) gutgeheissen. 

Ende November entschied schliesslich auch der Ausserrhoder Kantonsrat mit 55 zu 7
Stimmen, dass der Halbkanton einen Beitrag an das Planungsbudget für die Expo2027
entrichten will. Über den beschlossenen Kredit von CHF 800'000 wird es keine
Abstimmung geben, da es hier das Instrument eines fakultativen Finanzreferendums
oder eines Ratsreferendums nicht gibt. 

Nach wie vor abseits stand der Kanton Appenzell Innerrhoden. Die Regierungsräte der
drei bisherigen Kantone signalisierten aber, dass der sich mitten im geplanten Expo-
Gebiet befindende Halbkanton immer noch auf den fahrenden Zug aufspringen könne. 9

A la surprise générale, les citoyens des cantons de Saint-Gall et de Thurgovie disent non
à une étude de faisabilité pour l'Expo nationale 2027, ce qui, de facto, condamne le
projet dans son intégralité, même si le canton d'Appenzell-Rhodes Extérieures,
troisième protagoniste du projet, avait préalablement accepté de financer une partie
de l'étude. Le refus est net dans les deux cantons, avec des scores de 60,3% du côté de
Saint-Gall et de 53,4% du côté de la Thurgovie. Ceci est d'autant plus surprenant que
les parlements des deux cantons avaient massivement voté pour l'octroi du crédit pour
cette étude s'élevant à 3 millions pour le canton de Thurgovie et à 5 millions pour le
canton de Saint-Gall; un écart illustratif d'un fossé entre l'Establishment politique et les
citoyens pour Esther Friedli. L'ensemble des grands partis, à l'exception du Parti
Bourgeois Démocrate en Thurgovie et de l'Union Démocratique du Centre à Saint-Gall,
soutenait ce projet qui était vu, par ses promoteurs, comme une opportunité de
développement de la Suisse Orientale. Le comité d'opposition, co-dirigé à Saint-Gall
par Esther Friedli et Toni Thoma tous deux membres de l'UDC, y voyait, quant à lui, un
projet appartenant au siècle passé, coûtant trop cher et qui ne devrait pas être assumé
par l'Etat. 10

KANTONALE POLITIK
DATUM: 05.06.2016
KAREL ZIEHLI

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Im Kanton Bern fand eine Volksabstimmung zu der von der Regierung beantragten und
vom Parlament gegen die Stimmen der SVP beschlossenen neuen Vorschrift statt, dass
kommunale Einbürgerungsentscheide überall durch die Exekutiven zu fällen sind. Bei
rund zwei Dritteln der bernischen Gemeinden war dafür bisher die Legislative
(Gemeindeversammlung oder Parlament) zuständig gewesen. Am 25. September wurde
die neue Regelung gegen den Widerstand der SVP mit rund 60% Ja-Stimmen
angenommen. Auch im Kanton Appenzell-Ausserrhoden sind in Zukunft die
Gemeindeexekutiven für Einbürgerungsentscheide zuständig. Gegen ein vom
Kantonsparlament beschlossenes Gesetz wurde das Referendum nicht ergriffen. In der
Stadt Zürich reichten die PdA und die Alternative Liste eine Volksinitiative mit
demselben Ziel ein; das Parlament hiess eine analoge Motion gut. Im Kanton Zürich
wurde mit der Annahme der neuen Kantonsverfassung die Bestimmung aufgehoben,
dass über die Erteilung des Gemeindebürgerrechts nur ortsansässige Gemeindebürger
entscheiden dürfen. 11

KANTONALE POLITIK
DATUM: 29.09.2005
HANS HIRTER
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Strafrecht

Der Fall Rappaz wirkte auch 2013 noch nach. Zur Debatte stand dabei das Dilemma
zwischen Schutzpflicht des Staates und Selbstbestimmungsrecht des Häftlings. Die
durch den Hungerstreik des Hanfbauern angeregte Diskussion über die
Zwangsernährung von Häftlingen führte dazu, dass mehrere Kantone diese Fälle nun
explizit regelten. Abgeschlossen sind die Revisionen in den Kantonen Zug, St. Gallen und
Solothurn. Gesetzesrevisionen laufen derzeit in den Kantonen Appenzell Ausserrhoden
und Luzern. Dabei wurde meist der Standpunkt vertreten, dass der Wunsch des
Häftlings zu respektieren sei, auch wenn dieser zum Tod führe. 12

KANTONALE POLITIK
DATUM: 19.04.2013
NADJA ACKERMANN

Stimm- und Wahlrecht

Ebenfalls eine Volksabstimmung über das Ausländerstimmrecht fand im Aargau statt.
Mit einem klaren Mehr von 85 Prozent lehnten die Stimmberechtigten die von der
Linken eingereichte Volksinitiative für die fakultative Einführung des aktiven
Stimmrechts auf Gemeindeebene ab. Im Kanton Freiburg sprach sich der Grosse Rat
mit Zweitdrittelsmehrheit gegen eine 1993 eingereichte Volksinitiative für die
Einführung des integralen Ausländerstimmrechts auf kantonaler und kommunaler
Ebene aus. In Appenzell Ausserrhoden sind mit der neuen Kantonsverfassung die
Gemeinden zur Einführung des Ausländerstimmrechts ermächtigt worden. Die
Stimmberechtigten von Teufen, welche auf Vorschlag ihrer Gemeindeexekutive als erste
darüber zu entscheiden hatten, sprachen sich mit Zweidrittelsmehrheit dagegen aus. 13

KANTONALE POLITIK
DATUM: 19.09.1996
HANS HIRTER

Mit der Zustimmung zur neuen totalrevidierten Kantonsverfassung hiess der
Waadtländer Souverän auch die Einführung des Stimm- sowie des aktiven und passiven
Wahlrechts für Ausländer auf Gemeindeebene gut. Davon profitieren können Personen,
welche mindestens seit zehn Jahren in der Schweiz und davon mindestens die letzten
drei Jahre im Kanton wohnen. 14

KANTONALE POLITIK
DATUM: 28.11.2002
HANS HIRTER

Im Kanton Freiburg hat das Volk mit der Annahme der neuen Verfassung auch das
kommunale Ausländerstimmrecht eingeführt. Die Regierung gab im Herbst ein
Ausführungsgesetz in die Vernehmlassung. Im der Waadt scheiterte der zweite Versuch
innert Jahresfrist, das neu eingeführte Ausländerstimmrecht mittels einer
Volksinitiative wieder abzuschaffen. Auch dieses Mal gelang es den Initianten nicht, die
erforderlichen 12'000 Unterschriften zu sammeln. 15

KANTONALE POLITIK
DATUM: 07.10.2004
HANS HIRTER

Die in der Deutschschweiz bisher nahezu erfolglosen Befürworter des
Ausländerstimmrechts unternahmen einen neuen Anlauf. Linke und gewerkschaftliche
Kreise reichten im Kanton Bern eine Volksinitiative für die Einführung des fakultativen
kommunalen Stimmrechts für Ausländer ein, die seit mindestens zehn Jahren in der
Schweiz und seit mindestens fünf Jahren im Kanton wohnen. Bisher kennen in der
Deutschschweiz nur die Kantone Appenzell Ausserrhoden und Graubünden das
fakultative kommunale Ausländerstimmrecht. 16

KANTONALE POLITIK
DATUM: 11.08.2008
HANS HIRTER

Im Kanton Bern sprach sich die Regierung für die Annahme der im Vorjahr
eingereichten Volksinitiative für die Einführung des fakultativen kommunalen
Stimmrechts für Ausländer aus. Eine analoge Volksinitiative wurde auch im Kanton
Luzern eingereicht. In Basel-Stadt reichte ein vor allem aus der Linken formiertes
Komitee eine Volksinitiative für das aktive Stimm- und Wahlrecht für niedergelassene
Ausländer ein, welche seit mindestens fünf Jahren im Kanton wohnen. In der Waadt,
welche das obligatorische kommunale Ausländerstimmrecht bereits kennt, lancierte die
Linke eine Volksinitiative für die Ausweitung auf die Kantonsebene. 17

KANTONALE POLITIK
DATUM: 21.08.2009
HANS HIRTER
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Im Kanton Bern, wo ein fakultatives kommunales Stimm- und Wahlrecht für Ausländer
eingeführt werden sollte, stimmten auf Empfehlung des Grossen Rates und der
bürgerlichen Parteien 72% der Urnengänger dagegen. Die Regierung des Kantons Luzern
unterstützt die vom Verein Secondas Plus eingereichte Initiative für die fakultative
Einführung des kommunalen Ausländerstimmrechts. Allerdings verlangt sie in einem
Gegenvorschlag eine einheitliche Regelung für alle interessierten Gemeinden.
Schweizweit gibt es bisher acht Kantone, die ein solches fakultatives kommunales
Stimm- und Wahlrecht für Migranten kennen. Es sind dies Neuenburg, Jura, Genf,
Waadt, Freiburg, Appenzell Ausserrhoden, Graubünden und Basel-Stadt. In Basel-Stadt
wurde die fakultative Erweiterung des kommunalen Wahl- und Stimmrechts auf weitere
Personengruppen allerdings weder von Riehen noch von Bettingen umgesetzt. 18

KANTONALE POLITIK
DATUM: 15.10.2010
MARC BÜHLMANN

Die im Januar 2009 im Kanton Neuenburg eingereichte Volksmotion, welche die
Herabsetzung des Stimmrechtalters von 18 auf 16 Jahre fordert, wurde vom Grossen
Rat mit 55 zu 39 Stimmen überwiesen. Die Ratsrechte, allen voran die SVP und Teile der
FDP, machte geltend, dass Junge im Alter von 16 Jahren von einer vorwiegend
linksorientierten Lehrerschaft indoktriniert seien und dass Vertragsunterschriften in
diesem Alter rechtlich nicht bindend seien. Die Linke hingegen argumentierte für eine
altersmässige Anpassung des Stimmrechts an die Steuerpflicht und für die frühe
politische Einbindung der Jugend als Zukunftsträgerin der Gesellschaft. Der
Neuenburger Staatsrat unterstützte die Motion ebenfalls. 
Im Kanton Waadt wurde eine parlamentarische Initiative der SVP, die ebenfalls die
Einführung des Stimmrechtalters 16 vorgesehen hätte, vom Parlament Ende 2010
abgelehnt. Gegner und Befürworter fanden sich sowohl im linken wie auch im rechten
Lager. 
Die von der jungen Luzerner CVP lancierte Initiative für ein Stimmrecht ab Geburt
(Familienstimmrecht) scheiterte an der Unterschriftenhürde und kam nicht zustande. 19
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Föderativer Aufbau

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Ebenfalls nicht fachspezifisch ausgerichtet ist die im Juni gegründete Konferenz der
Westschweizer Kantone, in der die Regierungspräsidenten sowie ein weiteres
Exekutivmitglied aus den vier französischsprachigen Kantonen Genf, Jura, Neuenburg
und Waadt sowie den drei sprachlich gemischten Kantonen Bern, Freiburg und, Wallis
vertreten sind. In der Deutschschweiz bestehen derartige regionale
Regierungspräsidentenkonferenzen schon seit längerer Zeit. 20
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Städte, Regionen, Gemeinden

Auch bei den in den meisten Kantonen bestehenden regionalen Verwaltungseinheiten
(meist Bezirke oder Ämter genannt) kam es zu Vereinfachungen. Im Kanton Waadt
stimmte das Parlament dem Regierungsantrag zu, die Zahl der Bezirke („districts“) von
19 auf 10 zu reduzieren. Die von Lausanne geforderte Vereinigung der Stadt und aller
umliegenden Agglomerationsgemeinden in einen einzigen Bezirk kam jedoch nicht
zustande. Im Kanton Bern hiessen die Stimmenden gegen den Widerstand der SVP eine
Ersetzung der 26 Amtsbezirke durch zehn Verwaltungskreise gut. 21
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Per 1. Januar 2016 wies das Bundesamt für Statistik noch 2'294 selbständige Gemeinden
aus – im Vergleich zu 2015 hatte sich die Zahl damit um 30 Gemeinden verringert. Im
Vergleich zu den Vorjahren nahm die Zahl der Gemeinden damit etwas weniger stark ab.
Für 2015 kann denn auch eine durchmischte Bilanz hinsichtlich des Gelingens von
Gemeindefusionen gezogen werden:
Im Rahmen der Verleihung des Demokratiepreises durch die Neue Helvetische
Gesellschaft für den als vorbildhaft bezeichneten Zusammenschluss zwischen Marbach
und Escholzmatt wurde auf die Bedeutung des fortwährenden Einbezugs der
Bevölkerung in die Fusionsplanung hingewiesen. Die Behörden hätten hier viel gelernt
und der sich selbst verstärkende Prozess der Gemeindezusammenschlüsse sei
reibungsloser geworden. Eine Fusion könne deshalb durchaus auch eine Chance für
eine Wiederbelebung des Milizsystems sein, insbesondere in sehr kleinräumigen
Strukturen, wo das Personal für Gemeindeämter zunehmend rarer werde. Erfolgreich
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war auch eine Grossfusion im Kanton Tessin, wo sich rund um Bellinzona 13 Gemeinden
zur zwölftgrössten Stadt der Schweiz zusammenschlossen. Der Südkanton tat sich in
den letzten Jahren mit einer eigentlichen Flurbereinigung hervor: Zwischen 2000 und
2015 verschwanden nicht weniger als 110 Gemeinden – Corippo, mit 14 Einwohnern die
kleinste Gemeinde der Schweiz, bewahrte allerdings bisher die Eigenständigkeit. Auch
im Kanton Freiburg stimmte die Bevölkerung von sieben Gemeinden einer neuen
Grossgemeinde zu. Estavayer wird mit rund 9'000 Einwohnern ab 2017 die viertgrösste
Gemeinde im Kanton. 
Freilich stiessen Fusionsprojekte auch 2015 auf Widerstand. Im Sonntagsblick wurde gar
ein Stopp des "Fusions-Unsinns" gefordert. Die Boulevardzeitung wies darauf hin, dass
eine Fusion in den wenigsten Fällen zu versprochenen Kosteneinsparungen führe. In
der Tat wurden 2015 auch einige Fusionspläne von der Stimmbevölkerung lahmgelegt.
So wollte Bellinzona eigentlich zehntgrösste Stadt der Schweiz werden, vier der
ursprünglich 17 Gemeinden stellten sich allerdings quer. Im Kanton Solothurn stimmten
drei der fünf beteiligten Partner rund um Solothurn gegen den als "Top5" bezeichneten
Fusionsplan. Im basellandschaftlichen Fricktal lehnte eine der vier beteiligten Partner
die Fusion ab und auch im Kanton Freiburg wurden im März gleich drei
unterschiedliche Grossfusionsprojekte an der Urne beerdigt. Der Westschweizer
Kanton treibt Gemeindezusammenschlüsse aktiv voran: Neben dem Kanton Tessin (-110)
und dem Kanton Graubünden (-98) sticht Freiburg mit den meisten Gemeindefusionen
zwischen 2000 und 2015 ins Auge (-92). Geplant ist hier auch eine Grossfusion in der
Region La Gruyère mit nicht weniger als 25 Gemeinden. Weniger erfolgreich in ihren
kantonalen Bemühungen waren die Kantone Waadt und Bern, die schweizweit noch
immer die meisten Gemeinden aufweisen. Der Kanton Bern hatte sich zum Ziel gesetzt,
innert 15 Jahren die Zahl an rund 400 Gemeinden auf 300 zu verringern. Ende 2015 gab
es allerdings noch immer 352 eigenständige Kommunen. Auch im Kanton Waadt, der
eher sanfte Anreize setzt, gab es Ende 2015 noch immer 318 Kommunen; 66 weniger als
im Jahr 2000. Mit der Reduktion der 29 Gemeinden auf nur noch drei
Verwaltungseinheiten war 2006 die radikalste Fusionskur im Kanton Glarus
durchgeführt worden. Ähnliche Pläne verfolgt der Kanton Schaffhausen, indem die
Regierung unter anderem die Ersetzung aller Gemeinden durch eine einzige
Zentralverwaltung vorschlug.
Ein Anfang 2015 von der Hochschule für Technik und Wirtschaft Chur vorgelegter
"Fusions-Check" will den wirtschaftlichen, demokratiepolitischen und
gesellschaftlichen Veränderungen aufgrund von Fusionen auf die Spur kommen. In
ersten Analysen zeigte sich etwa, dass die politische Partizipation in grösser
gewordenen Gemeinden abnimmt. Fusionen seien deshalb differenziert zu betrachten,
so die Studienleiter. 22

Territorialfragen

In der französischsprachigen Schweiz traten prominente Politiker, darunter die zwei
ehemaligen Regierungsräte Philippe Pidoux (fdp, VD) und Bernard Ziegler (sp, GE), mit
Vorschlägen für eine Fusion der Kantone Genf und Waadt an die Öffentlichkeit. Sie
kündigten an, in beiden Kantonen zu diesem Zweck Volksinitiativen lancieren zu wollen,
welche die Wahl eines paritätisch zusammengesetzten Verfassungsrats verlangen. 23
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Die kantonale Volksinitiative für eine Fusion der Kantone Genf und Waadt konnte auch
in Genf eingereicht werden; rund 14'000 Stimmberechtigte hatten das Begehren
unterzeichnet. Gegen Jahresende beantragten die Regierungen der beiden Kantone
ihren Parlamenten in praktisch gleichlautenden Botschaften, die Initiativen zur
Ablehnung zu empfehlen. Eine Fusion der beiden grössten Westschweizer Kantone
würde ihrer Ansicht nach das Gleichgewicht in der Romandie, aber auch in der
gesamten Schweiz empfindlich stören. Zudem seien die beiden Kantone von ihrer
Identität und Struktur her zu unterschiedlich, als dass eine Fusion Sinn machen würde.
Effizienzgewinne seien mit einem weiteren Ausbau der Zusammenarbeit eher
erreichbar. Die Volksabstimmungen wollen die beiden Kantonsregierungen am gleichen
Tag (voraussichtlich im Jahr 2002) durchführen. In der Kampagne für die Genfer
Unterschriftensammlung hatten die Promotoren weniger das konkrete Fusionsprojekt
in den Vordergrund gestellt, als vielmehr die Idee einer Neugliederung der Schweiz in
sechs bis zehn Grossregionen anstelle der bisherigen Kantone, wie sie auch die Grünen
im Nationalrat vertreten hatten. Zusammen mit einigen vorwiegend aus der
französischen Schweiz stammenden Politikern präsentierten sich die Genfer Initianten
denn auch Mitte Juni in Bern als „Plattform für eine Schweiz der Regionen“. Als Ziel gab
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diese Bewegung die Eröffnung einer nationalen Diskussion über eine grundlegende
territoriale Reform der Schweiz an, welche schliesslich in die Lancierung einer
Volksinitiative münden solle. 24

In den Kantonen Genf und Waadt entschieden die Stimmberechtigten am 2. Juni über
die Volksinitiativen für einen Zusammenschluss der beiden Kantone. Zuvor hatten die
kantonalen Parlamente auf Antrag ihrer Regierungen mit grosser Mehrheit eine
Ablehnung der Volksbegehren empfohlen. Als einzige Partei unterstützten die Genfer
Freisinnigen das Fusionsbegehren; die Waadtländer PdA gab die Stimme frei. Nach
einer Kampagne, welche keine grossen Wellen zu werfen vermochte, wurden die
Initiativen mit 80% (GE) resp. 77% (VD) Neinstimmen deutlich abgelehnt. Die
Opposition gegen eine Fusion war zwar in den nach Genf ausgerichteten westlichen
Waadtländer Gebieten etwas weniger deutlich, aber weder im Kanton Waadt noch im
Kanton Genf stimmte auch nur eine einzige Gemeinde dem Zusammenschluss zu. 25
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Landesverteidigung

Zivildienst und Dienstverweigerung

Le canton de Genève, suivant en cela celui du Tessin, a décidé d'instaurer un
moratoire de quatre ans sur les peines de prisons des objecteurs de conscience. Les
autorités espèrent ainsi que, durant ce laps de temps, un service civil aura été mis sur
pied par la Confédération. Ainsi, les objecteurs condamnés, voyant l'exécution de leur
peine reportée, pourraient changer de statut et se voir astreint à effectuer un service
civil plutôt qu'un séjour en prison. Des demandes allant dans ce sens ont été faites dans
d'autres cantons, notamment dans celui de Vaud. Le GSsA a, quant à lui, lancé un appel
au refus de servir appuyé par 1300 signatures. Il exige, de plus, une amnistie pour tous
les objecteurs ainsi qu'un service civil en attendant la disparition de l'armée 26
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Wirtschaft

Landwirtschaft

Tierhaltung, -versuche und -schutz

Premier canton à réagir à ce drame, le canton de Zurich a pris des mesures immédiates
en imposant la muselière et la tenue en laisse obligatoire pour quatre races de chiens
(le pitbull terrier, le staffordshire, le bull terrier et le staffordshire bull terrier). Le
canton du Valais a été le deuxième à prendre des mesures. Le Conseil d’Etat valaisan a
en effet décidé d’interdire douze races de chiens dangereux, jusqu’ici simplement
muselées, sur le territoire cantonal à partir du 1er janvier 2006. Plusieurs autres
cantons, dont Vaud, Genève, Bâle-Ville et Appenzell Rhodes-Intérieures, ont présenté
des mesures sévères à l’égard des chiens dangereux. De son côté, le canton de Berne a
choisi de ne pas légiférer lui-même, préférant attendre d’appliquer dès que possible
un modèle fédéral. 27
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Si aucune mesure satisfaisante n’a finalement pu être adoptée au niveau fédéral d’ici la
fin de l’année sous revue, les cantons ne sont pas restés sans rien faire, puisque qu’un
certain nombre d’entre eux n’ont pas hésité à prendre des décisions ou même des
mesures concrètes à l’égard des chiens dangereux. Le canton de Fribourg a par
exemple décidé de soumettre à autorisation obligatoire la détention de chiens
dangereux, et a interdit les pitbulls et les chiens issus de croisements avec ce type de
chiens, ainsi que les bâtards issus de croisements avec des canidés soumis à
autorisation. Le canton de Zurich a prévu de soumettre la détention de chiens à des
règles plus strictes, avec notamment un examen théorique pour les propriétaires et la
souscription obligatoire de ces derniers à une assurance responsabilité civile.
Disposant déjà de législations pionnières sur les chiens dangereux, les deux Bâles se
sont résolus à durcir encore celles-ci, proposant des mesures identiques à celles du
canton de Zurich. Le Grand Conseil vaudois a, de son côté, décidé de durcir le projet
de loi du Conseil d’Etat et d’introduire une liste de chiens dangereux. A Genève, une
initiative cantonale hors partis, qui demandait l’interdiction des chiens dangereux, a
abouti au mois de mai. A la mi-août, le Conseil d’Etat genevois a décidé, suite à des
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morsures d’un chien dangereux sur un bambin dans un parc public genevois début
août, de rendre obligatoire le port de la muselière pour tous les chiens se promenant
dans les parcs publics. Quant aux molosses, il a été prévu qu’il la portent partout à
l’extérieur. 28

Öffentliche Finanzen

Finanzhaushalt der Kantone und Gemeinden

Für das Jahr 2002 budgetierten die Kantone Ausgaben von 67 Mia Fr., das sind 4% (2,6
Mia) mehr als im Vorjahr. Die veranschlagten Einnahmen wuchsen um 2,2 Mia und waren
mit 65 Mia Fr. um 1,9% höher als 2002. 11 Kantone erwarteten einen schlechteren
Abschluss als im Vorjahr. Mit schwarzen Zahlen rechneten Bern, Obwalden, Glarus,
Wallis und Genf. Die grössten Defizite sahen die Budgets Zürichs (360 Mio), des Tessin
(227 Mio) und der Waadt (153 Mio) vor.  29
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Für das Jahr 2004 budgetierten die Kantone Ausgaben von 69,7 Mia Fr., das sind 2,2%
(1,5 Mia) mehr als im Vorjahr. Die veranschlagten Einnahmen wuchsen um 1,1 Mia und
waren mit 67,3 Mia Fr. um 1,7% höher als 2003. Mit schwarzen Zahlen rechneten Bern,
Luzern, Wallis und Zug. Die grössten Defizite sahen die Budgets der Kantone Tessin (277
Mio), Zürich (204 Mio), Waadt (172 Mio), Schwyz (130 Mio) und Basel-Stadt (108 Mio)
vor. 30
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Für das Jahr 2005 budgetierten die Kantone Ausgaben von 70,8 Mia Fr., das sind 1,6%
(1,1 Mia) mehr als im Vorjahr. Die veranschlagten Einnahmen wuchsen um 750 Mio und
waren mit 68,1 Mia Fr. um 1,1% höher als 2004. Mit schwarzen Zahlen rechneten Aargau,
Bern, Obwalden, Solothurn und Wallis. Die grössten Defizite sahen die Budgets der
Kantone Zürich (483 Mio), Genf (290 Mio), Tessin (262 Mio), Waadt (173 Mio), Basel-Stadt
(118 Mio) und Schwyz (104 Mio) vor. 31
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Für das Jahr 2007 budgetierten die Kantone Ausgaben von 71,2 Mia Fr., das sind 1,6% (1,1
Mia) mehr als im Vorjahr. Die veranschlagten Einnahmen wuchsen um 1,95 Mia und
waren mit 70,35 Mia Fr. um 2,9% höher als 2006. Mit schwarzen Zahlen rechneten
Aargau, Basel-Stadt, Bern, Freiburg, Glarus, Graubünden, Luzern, Nidwalden, Obwalden,
Schaffhausen, Solothurn, Uri, Waadt, Wallis und Zug. Defizite sahen die Budgets der
Kantone Zürich (287 Mio), Genf (191 Mio), Tessin (170 Mio), Neuenburg (43 Mio), Schwyz
(32 Mio), Thurgau (10 Mio), Basel-Land (7 Mio), Jura (6 Mio), St. Gallen (4 Mio), Appenzell
Innerrhoden (2 Mio) und Appenzell Ausserrhoden (0,3 Mio) vor. 32
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Für das Jahr 2011 rechneten die Kantone insgesamt mit einem Defizit von 276 Mio Fr.
Dabei budgetieren 12 Kantone schwarze Zahlen mit einem Gesamtüberschuss von rund
384 Mio Fr. Das grösste Plus verzeichnet dabei der Kanton Zürich (+192 Mio Fr.), weiter
weisen die Kantone Bern (+76,5 Mio Fr.), Basel-Stadt (+45,6 Mio Fr.) und Wallis (22,6 Mio
Fr.) grössere Überschüsse aus. Praktisch ausgeglichene Budgets planen die Kantone Uri,
Waadt, Freiburg, Nid- und Obwalden, Solothurn, Thurgau, Schaffhausen und Aargau. Die
grössten Defizite sehen Genf (-175 Mio Fr), Schwyz (-136 Mio Fr.), Tessin (-133 Mio Fr.),
sowie Zug (-39,7 Mio Fr.) vor. 33
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Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Netz und Vertrieb

A fin décembre 1989, l'initiative cantonale «Pour que Vaud reste beau» a abouti,
dotée de 14'600 signatures. Elle demande que le tronçon le plus contesté de la ligne à
haute tension Galmiz (FR)-Verbois (GE), traversant la région de La Côte, soit enterré et
souhaite l'inscription des treize sites vaudois concernés dans l'inventaire fédéral des
paysages. 34
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Par 60% des votants, la population vaudoise a rejeté l'initiative populaire «Pour que
Vaud reste beau». Celle-ci, soutenue par la gauche et les milieux écologistes, proposait
par une modification de la constitution cantonale, d'inscrire dans l'inventaire fédéral
des paysages 14 sites, dont deux étaient situés sur le tracé de la ligne à haute tension
Galmiz (FR)–Verbois (GE). Parce biais, les initiants espéraient obtenir l'enterrement de
la ligne sur les sites concernés. 35
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Wasserkraft

Les citoyens vaudois ont rejeté par 85,5% des voix le référendum lancé par
l'Association «Sauvez l'Aubonne» qui s'opposait à la construction d'une nouvelle usine
électrique sur cette rivière ainsi qu'à l'augmentation de la capacité de turbinage de ses
eaux. Il est à relever que le projet - revu et corrigé pour correspondre à des exigences
écologistes - avait en fin de compte reçu l'aval de tous les partis politiques et
associations de protection de l'environnement. 36

KANTONALE POLITIK
DATUM: 26.09.1994
LIONEL EPERON

Kernenergie

Le canton de Vaud ne sera pas doté de dispositions stipulant le devoir d'opposition des
autorités à tout projet nucléaire puisque son corps électoral a rejeté, en juin, deux
initiatives antiatomiques, l'une constitutionnelle, l'autre législative. 37
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Le 15 mai, les Vaudois ont rejeté à 63% le projet fédéral de stockage des déchets
radioactifs. Comme le prévoit la Constitution vaudoise, les citoyens étaient invités à
prendre position, à titre consultatif, sur le stockage de déchets nucléaires en couches
géologiques profondes. 38
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Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Im Jahr 2018 genehmigte der Bundesrat Richtplananpassungen von insgesamt sechs
Kantonen. Nachdem in den drei vergangenen Jahren bereits neun Kantone ihre
Richtpläne angepasst hatten und somit von den mit der Revision des
Raumplanungsrechts in Kraft getretenen Übergangsbestimmungen befreit worden
waren, entfiel neu auch für die Kantone Nidwalden, Waadt, Appenzell Innerrhoden,
Thurgau, Appenzell Ausserrhoden und Solothurn die Pflicht, bei künftigen
Einzonungen zeitgleich eine entsprechende Fläche kompensieren zu müssen.
In ihren Richtplänen gingen die Kantone Appenzell Ausserrhoden, Solothurn, Thurgau
und Waadt von einer Bevölkerungsentwicklung aus, die unterhalb des Szenario «Hoch»
des BFS aus dem Jahr 2015 zu liegen kommt. Auf der anderen Seite planten die Kantone
Appenzell Innerrhoden und Nidwalden ihren Bauzonenbedarf der nächsten Jahre unter
Annahme des hohen Bevölkerungsszenarios. Appenzell Innerrhoden plante gar in zwei
Varianten; neben dem Szenario «Hoch» des BFS präsentierte der Kanton ein noch
höheres Wachstumsszenario. Der Bundesrat erinnerte den Kanton in seiner Antwort auf
den Richtplan daran, dass ein grösseres Siedlungsgebiet erst dann beansprucht werden
dürfe, wenn das vorhergesagte Szenario auch tatsächlich eintrifft. Die Kantone
Nidwalden und Solothurn können ihren Bauzonenbedarf für die nächsten 15 Jahre
voraussichtlich mit bestehenden Zonen abdecken. In den Kantonen Thurgau und Waadt
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könnten fallweise Einzonungen nötig werden. Auch auf das Bevölkerungsszenario
«Hoch» des BFS (2015) gestützt wird der Kanton Appenzell Innerrhoden seine
bestehenden Bauzonen in den nächsten 15 Jahren wohl nicht auslasten (96.6%). Mit
dem angepassten Richtplan beauftragte der Kanton deswegen die Gemeinden, wo nötig
Auszonungen zu prüfen. Ferner besteht für den Kanton bei neuen Einzonungen nach
wie vor eine Kompensationspflicht. Auch der Kanton Appenzell Ausserrhoden wird mit
dem von ihm gewählten Szenario «Mittel-Plus» seine bestehenden Bauzonen nicht
gänzlich auslasten (99.2%), weswegen auch dort Auszonungen notwendig werden
könnten. 39

Umweltschutz

Naturschutz

Le Conseil communal de Bagnes (VS) a retiré sa candidature à l’appel d’offre lancé par
Pro Natura pour la création d’un deuxième parc national. Les élus ont pris leur décision
en se basant sur les directives en préparation : ils déploraient la rigueur des critères
prévus par l’Office fédéral de l’environnement pour le parc national. Concrètement, ils
jugeaient inacceptable les exigences excluant toute agriculture, sylviculture, ainsi que
certaines activités comme le VTT ou le parapente dans le noyau central du parc. La
principale pierre d’achoppement était cependant la fin programmée du barrage de
Mauvoisin. En effet, le parc national n’aurait pas permis le renouvellement des
concessions hydrauliques dans la zone centrale. Cela signifie que le captage de cours
d’eau, nécessaire à l’alimentation du barrage, aurait été impossible. Or, le barrage
apporte à la commune plus de trois millions de francs de redevance par année. 40
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Gewässerschutz

Quatre ans après la fin du délai fixé dans la loi sur la protection des eaux (LEaux) pour
l'assainissement des tronçons à débit résiduel en aval des prises d’eau concédées
avant 1992, seuls trois quarts des prélèvements d'eau ont été assainis. En 2014,
l'enquête de l'OFEV révélait la lenteur des cantons concernés – tous les cantons
exceptés Schaffhouse, Bâle-Ville et Appenzell Rhodes-Intérieures – dans l'exécution de
la tâche. Le Conseil fédéral avait donc exhorté les autorités compétentes de remplir
leur obligation. Seuls Genève et Bâle-Ville ont respecté le délai. Les cantons de Soleure
et d'Uri y sont parvenus avec deux ans de retard. Pour les autres cantons, les travaux
d'assainissement sont encore en cours. Parmi les mauvais élèves figurent le Valais, le
Jura et Appenzell Rhodes Extérieures. Depuis 2014, ils ont toutefois accéléré la
cadence. Actuellement, le Valais doit encore procéder à un tiers des 250 prélèvements
restants, et le canton des Grisons à un quart. La Confédération espère la fin de
l'assainissement d'ici 2018. 41
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Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Auf den 1. Juli trat für die ausgesteuerten Arbeitslosen des Kantons Waadt ein neues
System in Kraft. Die Sozialhilfe wird dabei durch ein Mindesteinkommen zur
Wiedereingliederung (revenu minimum de réinsertion RMR) ersetzt, das mit
kompensatorischen Leistungen verknüpft ist. In diesem Modell finden auch
Selbständigerwerbende, die finanziell nicht mehr über die Runden kommen, einen
Platz. Das RMR sieht jährlche Ausgaben von 110 Mio Fr. für Sozialhilfeempfänger und
Ausgesteuerte vor. Bis heute kosteten diese beiden Gruppen den Kanton jährlich 119,9
Mio Fr. Von den Ausgesteuerten und den Sozialihilfeempfängern, die sich für dieses
System entscheiden, fordert das RMR Gegenleistungen. Die Bezüger und Bezügerinnen
verpflichten sich, die von den RAV zur Wiedereingliederung angeordneten Massnahmen
(Kurse, Beschäftigungsprogramme etc.) zu absolvieren. Als Anreiz dafür liegt das
Mindesteinkommen monatlich 150 Fr. höher als die Sozialhilfe. 42
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Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Als schweizerische Premiere unterstellte der Kanton Waadt die privaten Kliniken und
die privaten Abteilungen der öffentlichen Spitäler einem Katalog von Qualitätskriterien.
Je nach Ausgestaltung ihrer Leistungen im Operationsbereich, in der Pflege sowie in
Unterkunft und Verpflegung erhalten sie seit Beginn des Berichtsjahres 1994 abgestufte
Entschädigungen. 43

KANTONALE POLITIK
DATUM: 01.01.1994
MARIANNE BENTELI

Suchtmittel

Unter dem Druck der Realität schien  die traditionell repressive Westschweizer
Hardliner-Front im Umgang mit den Konsumentinnen und Konsumenten von harten
Drogen zu bröckeln. Nach Genf (2001) bekundete auch die Stadt Lausanne ihre Absicht,
ein so genanntes Fixerstübli einzurichten, wollte jedoch nicht ohne Zustimmung des
Kantons vorgehen. Aber sowohl der Waadtländer Staats- wie der Kantonsrat
verweigerten ihre Zustimmung. 44

KANTONALE POLITIK
DATUM: 18.09.2003
MARIANNE BENTELI

Nach den Kantonen Tessin und Solothurn machten nun auch Graubünden und
Appenzell-Ausserrhoden Ernst im Kampf gegen den blauen Dunst. In Graubünden
hatte der Grosse Rat im April einstimmig einen Gesetzesentwurf genehmigt, wonach in
Schularealen, Schulsportanlagen, Freizeitzentren und Betreuungsstätten für Kinder und
Jugendliche ein generelles Rauchverbot eingeführt wird; Restaurants sind ebenfalls
grundsätzlich rauchfrei, dürfen aber in separaten Räumen „Fumoirs“ einrichten. Gegen
das Gesetz war das Referendum eingereicht worden. Mit einer satten
Zweidrittelmehrheit hiessen es die Bündner Stimmbürgerinnen und Stimmbürger aber
gut. In Appenzell- Ausserrhoden fiel der Entscheid weniger deutlich aus. Nur rund 54%
der Stimmberechtigten votierten für ein Rauchverbot in allen öffentlich zugänglichen
Räumen. Gleich wie im Kanton Solothurn im Vorjahr, setzte sich auch hier die schärfere
Variante durch, wenn auch nur ganz knapp: demnach gilt in allen Gaststätten generell
ein Rauchverbot, wobei auch hier in abgetrennten Räumen „Fumoirs“ gestattet sind.
Das neue Gesundheitsgesetz verbietet Werbung für Alkohol und Tabak auf öffentlichem
Grund; an Jugendliche unter 16 Jahren dürfen zudem keine Raucherwaren mehr
verkauft werden. 45

KANTONALE POLITIK
DATUM: 26.11.2007
MARIANNE BENTELI

In einer dritten Abstimmungswelle im Jahr 2008 nahmen auch die Kantone Waadt,
Freiburg und Wallis ein Rauchverbot an. Im Kanton Wallis gilt ab 2009 in allen
geschlossenen öffentlichen oder öffentlich zugänglichen Räumen ein Rauchverbot. Das
Rauchverbot wurde im kantonalen Gesundheitsgesetz klar mit 75,7% verankert.
Unbediente Raucherräume in Restaurants sind jedoch erlaubt. In den Kantonen
Freiburg und Waadt setzte sich mit 63% resp. 69% Zustimmung ebenfalls der
Gegenvorschlag der Behörden durch, der den Gastgewerbebetrieben unbediente
Fumoirs erlaubt. 46

KANTONALE POLITIK
DATUM: 01.12.2008
LINDA ROHRER

Sozialhilfe

Nach Genf und Tessin wird auch der Kanton Waadt für ausgesteuerte Arbeitslose ein
garantiertes Minimaleinkommen einführen. Dieses wird 150 Fr. pro Monat über den
üblichen Sozialhilfeleistungen liegen und an eine Gegenleistung (Weiterbildung,
Arbeiten für die Gemeinschaft) gekoppelt sein. Während die Linke dieses "revenu
minimum de réinsertion" zeitlich unbefristet ausrichten wollte, setzte die bürgerliche
Mehrheit im Grossen Rat eine Beschränkung auf zwei Jahre durch. Der Kanton Wallis
unterstellte nicht nur die Unterstützung der Ausgesteuerten, sondern generell seine
Sozialhilfe unter den Gedanken eines Vertrages zwischen dem Individuum und der
Gesellschaft ("contrat d'insertion sociale"). Die Erbringung gemeinnütziger Leistungen
wird mehr als moralische denn als rechtliche Verpflichtung verstanden und hat auch die
Aufgabe, die Sozialhilfeempfänger aus ihrer Isolation zu führen. Im teilrevidierten
Fürsorgegesetz des Kantons Bern soll ebenfalls die Möglichkeit geschaffen werden, die
Unterstützung in besonderen Fällen an vertraglich vereinbarte Gegenleistungen zu
knüpfen. Die Sozialhilfe bekäme in einem solchen Fall den Charakter eines Soziallohnes
und wäre damit nicht mehr rückerstattungspflichtig. Der Grosse Rat des Kantons Luzern
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lehnte es hingegen ab, ein Recht auf Existenzminimum für Ausgesteuerte einzuführen 47

Sport

Den internationalen Sportverbänden soll zukünftig der administrative Hürdenlauf
erleichtert werden, wenn sie sich in der Waadt niederlassen wollen. Zusammen mit
einem Vertreter des Waadtländer Staatsrats und mit dem Bürgermeister von Lausanne
stellte Sportminister Schmid die entsprechenden Massnahmen vor. Diese betreffen
insbesondere die Einreise in die Schweiz, Aufenthalts- und Arbeitsbewilligungen sowie
Fragen bezüglich Steuern und Immobilienkäufen. 48

KANTONALE POLITIK
DATUM: 18.01.2002
MARIANNE BENTELI

Soziale Gruppen

Asylpolitik

Im Kanton Waadt, der sich während Jahren aus humanitären Gründen geweigert hatte,
gewisse abgewiesene Asylbewerber auszuweisen, zeichnete sich auf Regierungsebene
eine Trendwende ab. Anfang Jahr fand ein Treffen zwischen Bundesrat Blocher und
Vertretern der Waadtländer Regierung statt, um das Schicksal der noch pendenten Fälle
vor allem aus dem ehemaligen Jugoslawien zu regeln. Gegen den Verzicht des Kantons
auf eine Globallösung und seine Zusage, die Ausschaffungen der definitiv abgewiesenen
Personen auch zu vollziehen, erklärte sich der Bundesrat bereit, jedes einzelne Dossier
noch einmal durch das BFF vertieft prüfen zu lassen. 523 abgewiesene Asylbewerber
fanden keine Gnade beim Bund. Die Waadtländer Regierung zeigte sich entschlossen,
die Ausschaffungen auch gegen den Willen des von den Bürgerlichen dominierten
Kantonsparlaments vorzunehmen, das eine Resolution an die Exekutive verabschiedete,
welche die Einhaltung humanitärer Prinzipien einforderte. Auch in der Bevölkerung
regte sich zunehmender Widerstand. Die beiden Waadtländer FDP-Vertreter im
Nationalrat, Christenund Favre, setzten sich ebenfalls für eine differenziertere
Sichtweise ein. Dennoch wurden die Rückführungen eingeleitet. Bundesrätin Calmy-
Rey veranlasste, dass den Weggewiesenen zumindest eine Rückkehrhilfe durch die
DEZA gewährt wurde. 49

KANTONALE POLITIK
DATUM: 15.12.2004
MARIANNE BENTELI

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Grundschulen

L’intégralité des cantons romands, sauf Vaud, ont mis en place, ou alors envisagent, des
coupes budgétaires au niveau de l'éducation. De nombreuses discussions sur les
mesures d’économies liées à l’enseignement ont animé les débats, en particulier lors
de la rentrée scolaire. Par exemple, le canton de Fribourg a supprimé plus de 40 postes
d’enseignants à temps plein, ou encore le Valais a connu un référendum facultatif au
sujet des  différentes mesures d’austérités budgétaires liées à l’éducation. Le principal
point d’interrogation s’est posé sur la question du lien entre mesures d’économies et
qualité de l’éducation. 50

KANTONALE POLITIK
DATUM: 05.12.2014
GUILLAUME ZUMOFEN

Hochschulen

Dans de nombreux cantons (Vaud, Zurich et Fribourg), les lois relatives au
fonctionnement et au statut des hautes écoles sont en voie de révision, voire même
ont été révisées (Bâle, Berne et Neuchâtel). Relevant de la philosophie de la nouvelle
gestion publique, les différentes réformes visent toutes à accroître l'autonomie des
universités. Celles-ci jouiront d'une grande marge de manoeuvre sous plus d'un aspect.
Dans le domaine financier, elles se verront attribuer des enveloppes budgétaires dont
elles pourront disposer à leur guise pour réaliser certains objectifs fixés par les
autorités politiques. Les hautes écoles devraient également bénéficier de plus de
liberté sur le plan du fonctionnement interne ainsi que du point de vue de la politique
d'engagement du personnel, à l'exception de la nomination des professeurs qui restera
de la compétence des exécutifs cantonaux. Principaux bénéficiaires de ce transfert de
compétences, les rectorats verront leur pouvoir de décision s'accroître
substantiellement, et ce notamment au détriment du corps professoral. Les différentes
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réformes prévoient presque toutes la création d'organes de surveillance: équivalents
académiques des conseils d'administration, ces nouvelles structures, composées de
membres extérieurs à l'université, seront compétentes notamment pour définir les
grandes lignes de développement de l'institution. 51

Gegen Herbst entfachte der im Rahmen des „Projet triangulaire“ gefasste Plan, die
Pharmazieausbildung auf den Standort Genf zu konzentrieren und in der leer
werdenden Lausanner Ecole de pharmacie die Genomik einzurichten, heftige
Turbulenzen und erbitterten Widerstand. Die Studenten- und Professorenschaft der
Pharmazieschule wehrten sich gegen einen Auszug aus dem erst zehnjährigen, für über
20 Mio Fr. eigens für ihre Bedürfnisse gebauten Gebäude. Solidarität erfuhren sie von
Seiten der waadtländischen Apothekerinnen und Apotheker, welche den Verlust ihres
Fachzentrums befürchteten. Grundsätzliche Bedenken am „Projet triangulaire“ meldete
schliesslich der Studentenverband Fédération des associations d’étudiants (FAE) an
und warnte vor einer Förderung der Forschung auf Kosten der Lehre, vor einer
Vernachlässigung der Geisteswissenschaften sowie vor einer ungenügenden
demokratischen Kontrolle der neuen Strukturen. Im Dezember stimmte der
Waadtländer Grosse Rat der Vorlage für das „Projet triangulaire“ zu und unterstellte
angesichts des vehement geäusserten Widerstands die Fusion der Ecole de pharmacie
dem obligatorischen Referendum. 52

KANTONALE POLITIK
DATUM: 11.10.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Am 10. Juni sagte die Waadtländer Stimmbevölkerung Ja zu einem Transfer der „Ecole
romande de Pharmacie“ nach Genf zugunsten des „projet triangulaire“ – der
Hochschulkoordination im „Arc lémanique“. Die Stimmergebnisse für den jährlichen
Beitrag von 4,6 Mio Fr. an die in Genf konzentrierte Westschweizer Pharmazie-Schule
sowie für eine Gesetzesänderung, mit welcher der Verzicht auf eine Apothekerschule in
Lausanne beschlossen wurde, fielen relativ knapp aus. Dem Transfer war unter anderem
seitens der Waadtländer Apothekerinnen und Apotheker sowie von Seiten der
Studentenschaft etliche Skepsis entgegengebracht worden. Im Oktober kam es mit der
Angliederung der Sektion Chemie der Universität Lausanne an die ETH Lausanne (ETHL)
zum Vollzug der ersten von vier Etappen des Kooperationsprojektes der beiden
Hochschulen. In der Frage nach der zukünftigen Struktur der so ausgedünnten
Universität beging das Rektorat einen Tabubruch, indem es in einem Bericht an den
Waadtländer Staatsrat die Fusion mit der benachbarten ETHL vorschlug und gezielt die
bisherige Abhängigkeit der Universität vom Kanton bzw. ganz allgemein die
Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen kritisierte. Die gemeinsame Verwaltung
der beiden Hochschulen dank einer gemeinsamen Trägerschaft von Bund und Kanton
würde eine bessere Zusammenarbeit erlauben und so das Standhalten gegenüber dem
internationalen Wettbewerb ermöglichen. Im November stimmte der ETH-Rat einer im
Rahmen des „projet triangulaire“ geplanten Strukturänderung der ETHL zu, wonach
diese auf Januar 2002 in eine eigentliche Technische Universität umgewandelt werden
soll. Die zwölf bestehenden Departemente der ETHL werden in fünf Fakultäten mit
einer klaren Schwerpunktsetzung auf den Lebenswissenschaften zusammengefasst. 53

KANTONALE POLITIK
DATUM: 10.06.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Die ETH Lausanne kann ein internationales Zentrum für Neuroprothesen mit fünf
Lehrstühlen aufbauen. Es soll zur weltweit wichtigsten Einrichtung in diesem
Fachbereich werden und einen Schnittpunkt zwischen Grundlagenforschung, klinischer
Anwendung sowie industrieller Nutzung bilden. Das Zentrum verfügt für einen Zeitraum
von 10 Jahren über ein Budget von 40 Mio Fr., davon stammen 20 Mio Fr. aus den
Familienstiftungen Bertarelli und Borel. 54
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Kultur, Sprache, Kirchen

Sprachen

Jene Kantone in der Westschweiz (Wallis und Waadt), die bereits früher den
zweisprachigen Unterricht zumindest probehalber in einzelnen Schulen eingeführt
hatten, betonten zwar den pädagogischen Gewinn dieses Modells, der in der Schüler-
und Elternschaft generell auf ein sehr positives Echo stosse, machten aber auf die
Schwierigkeit aufmerksam, genügend zweisprachige Lehrpersonen zu finden, weshalb
auf einen weiteren Ausbau des Angebots verzichtet werden müsse. Demgegenüber
prüften weitere welsche Kantone (Genf, Jura, Neuenburg) Möglichkeiten des teilweisen
Immersionsunterrichts. 55

KANTONALE POLITIK
DATUM: 14.09.2000
MARIANNE BENTELI

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Schwere Niederlagen musste die FDP im Berichtjahr auch bei den kantonalen
Regierungswahlen einstecken. In Genf verlor der Freisinn eines und in Neuenburg
gleich zwei der jeweils ursprünglich drei Exekutivmandate. Während die FDP in
Neuenburg für verschiedene politische Skandale richtiggehend abgestraft wurde,
konnte der Verlust der Regierungsbeteiligung im Kanton Wallis mit der „Steinaffäre“ um
Christian Varone und mit der erstarkten SVP erklärt werden. Bei Ersatzwahlen im
Kanton Basel-Landschaft verzichtete die FDP darauf, ihren zurücktretenden
Regierungsvertreter zu Gunsten einer Regierungsbeteiligung der SVP zu ersetzen. Einzig
im Kanton Appenzell Ausserrhoden, wo die FDP eine politische Macht ist, konnte auf
Kosten der SVP ein sechster von sieben Regierungssitzen erobert werden. Ohrfeigen
musste die FDP auch bei kommunalen Exekutivwahlen einstecken. So wurde der
langjährige FDP-Sindaco von Lugano abgewählt und durch einen Lega-Politiker ersetzt
und bei Ersatzwahlen in der bereits stark links gefärbten Stadt Zürich verlor die FDP
ihren Sitz an die Alternative Linke. Die Verluste bei den Exekutivwahlen wurden in der
Presse auch auf einen Mangel an überzeugenden Köpfen zurückgeführt. Der Freisinn
müsse mehr in den Nachwuchs investieren. Die Personalpolitik in den
Kantonalsektionen wurde von Präsident Philipp Müller im Hinblick auf die Wahlen 2015
als zentrales Projekt forciert. Trotz der Niederlagen blieb die FDP Ende Berichtjahr die
stärkste Regierungskraft in den Kantonen. 26,9% der Exekutivsitze (42 von total 156
Sitzen) waren in freisinniger Hand. 56
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4) SGT, 21.4., 12.5., 15.5. und 19.5.93; BaZ, NZZ und TA, 16.6.93.
5) SGT, 17.1., 14.2., 2.3., 30.3., 12.4., 21.6., 24.6., 5.7.-7.7., 15.12. und 20.12.94; NZZ, 22.6. und 6.7.94.
6) AR: SGT, 2.5.95. NE: Express, 3.10.95. SH: SN, 17.1.95.; SGT, 26.6.95.
7) Amt. Bull. NR, 1998, S.1010ff.; Amt. Bull. NR, 1998, S.2459ff.; Amt. Bull. StR, 1998, S.228ff.; Amt. Bull. StR, 1998, S.893ff.; BBI,
I, 1998, S.1393ff.; BBI, I, 1998, S.3ff.; BBI, I, 1998, S.3ff.; BBI, III, 1997, S.955f.; BBI, III, 1998, S.1157ff.
8) 24h, 27.4., 18.5., 27.6. (LP), 24.8. (SVP), 2.9. (Unternehmer) und 23.9.02; Lib., 6.6.02.; SN, 12.1., 31.5., 18.6. und 23.9.02.
9) NZZ, TZ, 10.9.15; NZZ, SGT, 16.9.15; NZZ, SGT, 17.9.15; SGT, 22.9.15; APZ, 7.11.15; APZ, NZZ, SGT, 1.12.15
10) NZZ, SGT, 6.6.16
11) Bund, 29.4., 16.6., 26.8. und 26.9.05.; SGT, 1.9.05.; TA, 15.1.05; NZZ, 1.3.05. ; TA, 30.3. und 31.3.05 (Motion); NZZ, 7.7.05.
12) NZZ, 19.4.13
13) AT, 31.1. und 11.3.96; BaZ, 6.3.96; SGT, 10.6.96; Lib., 29.8.96; NQ, 19.9.96.
14) 24h, 28.8. und 23.9.02; Lib., 28.11.02. 
15) Lib., 13.3.04; 24h, 3.8. und 21.8.04.; Lib., 7.10.04. 
16) Bund und BZ, 12.8.08; Bund, 29.8.08.
17) BE: Bund, 21.8.09. LU: NLZ, 19.6.09. BS: NZZ, 9.3.09. VD: 24h, 19.5.09.
18) BS: BAZ, 23.6. 18.08. und 27.09.10; GL: NZZ 2.5.10; VD: NZZ, 18.1.10; 24h, 18.1.10 und LT, 15.10.10; BE: Bund, 19.1. und
27.9.10; LU: NLZ 3.8.10.
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52) 24h, 22.9.00; LT, 27.10. und 24.11.00; Lib., 10.11. und 29.11.00; TG, 22.11.00; NZZ, 1.12.00. ; Presse vom 07.10.00; Presse
vom 11.10.00; Presse vom 18.08.00
53) LT, 18.9.01; NZZ, 25.9.01 und 2.10.01; TA, 26.9.01; BaZ, 17.10.01.; LT, 2.6.01; 24h, 5.6. und 7.6.01.; Presse vom 08.06.01;
Presse vom 10.05.01; Presse vom 11.06.01; Presse vom 16.11.01; Presse vom 18.05.01; Presse vom 21.11.01; Presse vom 23.05.01;
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54) BaZ, LT und NZZ, 12.11.08.
55) LT, 28.1.00; AZ, 12.2.00; TA, 15.2.00; QJ, 11.9.00; Ww, 14.9.00.
56) NZZ, 28.4., 11.5. und 23.5.13

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20 15


